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ser Umstand soll als Beleg dafür dienen, daß die Einwoh­
ner mehrerer Mitgliedsstaaten der UNO durchaus über eine 
gemeinsame Staatsbürgerschaft verfügen können.7 Was 
aber für zwei Sowjetrepubliken gelte, treffe auch für die 
BRD und die DDR zu, die beide Mitglieder der UNO sind.

Dieses Argument geht jedoch absolut fehl. Die UNO- 
Mitgliedschaft der beiden Sowjetrepubliken ist eine inter­
nationale Reverenz vor der großen Leistung und den rie­
sigen Opfern der Bevölkerung dieser Republiken im 
Kampf gegen den Faschismus, aus dem die UNO erwuchs. 
Diese Mitgliedschaft steht deshalb in einem ganz spezifi­
schen historischen und juristischen Zusammenhang, der 
keinerlei Analogie zum Verhältnis zwischen der DDR und 
der BRD und zu den Bürgerschaften dieser beiden souve­
ränen, voneinander unabhängigen Staaten erlaubt.

Wer diese beiden Varianten juristischer Interpretation 
der BRD-Staatsangehörigkeitsdoktrin als juristisch skurril 
abtun wollte, verkennt den praktischen und politischen 
Sinn, der ihnen innewohnt. Er wird an Handlungen, Ent­
scheidungen und Haltungen der BRD, ihrer Organe und 
Politiker deutlich. Auf einige Aspekte soll im folgenden 
eingegangen werden.

Das interventionistische Konzept der „offenen Tür 
zur BRD“ und seine praktischen Konsequenzen

Die Staatsangehörigkeitsdoktrin der BRD dient dazu, auf 
die Bürger der DDR ideologisch Einfluß zu nehmen und 
staatsbürgerlich nicht gefestigte Bürger zum Verlassen der 
DDR zu bewegen. Eine solche letztlich gegen ihre eigenen 
Interessen gerichtete Entscheidung soll diesen Bürgern 
durch die These erleichtert werden, es handele sich ledig­
lich um eine Wohnsitzverlegung innerhalb Deutschlands, 
der keinerlei Konsequenzen in bezug auf die Staatsbürger­
schaft habe. Da der DDR-Bürger für die BRD nicht Bürger 
eines anderen Staates — also nicht Ausländer — sei; gebe 
es kein Erfordernis einer Einbürgerung.

Diese offen interventionistische Haltung wird mit den 
Begriffen „Angebot zur Wohnsitzverlegung“ oder „offene 
Tür zur BRD“ verschleiert. So umschreibt K. M. M e e s -  
s e n  den Begriff „offene Tür“ wie folgt: „Nach dem der­
zeit geltenden Recht bedeutet die deutsche Staatsangehö­
rigkeit für die Bewohner der DDR und der Oder-Neiße- 
Gebiete nur wenig mehr als eine .offene Tür“: die deut­
schen Staatsangehörigen, die ihren Wohnsitz oder auch 
nur ihren ständigen Aufenthalt aus diesen Gebieten in das 
Gebiet der Bundesrepublik Deutschland oder West-Berlin 
verlegen, werden, ohne daß es irgendeines Einbürgerungs­
aktes bedarf, den deutschen Staatsangehörigen, die seit 
langem hier wohnen, gleichgestellt.“8

In letzter Zeit wird die „Angebotsfunktion“ der BRD- 
Staatsangehörigkeitsdoktrin auffallend stark betont. Bei­
spielsweise erklärte der Bundestagsabgeordnete Schmude 
(SPD-Fraktion), die „einheitliche deutsche Staatsangehö­
rigkeit“ sei „ein Angebot an diejenigen DDR-Bürger, die 
in den Schutzbereich bundesdeutscher Hoheitsträger ge­
langen und das Angebot annehmen".9

Dem entspricht auch die Praxis staatlicher Organe der 
BRD, Bürgern der DDR, die sich besuchsweise in der BRD 
aufhalten, bundesdeutsche Pässe auszustellen. Über die 
eklatante rechtswidrige Überschreitung der eigenen Per­
sonalhoheit und ihre Erstreckung auf Bürger eines anderen 
Staates wird in der BRD-Literatur offen berichtet.10

Ganz in dieser Linie liegt die Haltung staatlicher Or­
gane der BRD zu den Versuchen krimineller Menschen­
händlerorganisationen, Bürger der DDR unter Verletzung 
von Rechtsvorschriften der DDR sowie unter Mißbrauch 
des Abkommens zwischen der Regierung der DDR und der 
Regierung der BRD über den Transitverkehr von zivilen 
Personen und Gütern zwischen der BRD und Berlin (West) 
vom 17. Dezember 1971 illegal in die BRD zu verbringen. 
In Art. 17 dieses Transitabkommens hat sich die BRD u. a. 
dazu verpflichtet, die erforderlichen Vorkehrungen zu tref­

fen, damit ein Mißbrauch der Transitwege verhindert 
wird, wozu gemäß Art. 16 Abs. 1 Buchst, b des Transit­
abkommens auch die Aufnahme von Personen gehört.

Die Praxis belegt, daß die Verpflichtung aus 'Art. 17 
nicht zur Verhaltensmaxime staatlicher Organe der BRD 
geworden ist. Es gibt im Gegenteil nicht wenig Zeugnisse 
für die offizielle Duldung und Förderung der Umtriebe 
krimineller Menschenhändler. So erklärte z. B. Staats­
sekretär Herold im Bundestag auf die Frage des Abgeord­
neten Hupka (CDU/CSU-Fraktion), welchen Rechtsschutz 
die Bundesregierung für die in der DDR gefaßten und ver­
urteilten „Fluchthelfer“ aus der BRD geben kann und 
wird: „Die Bundesregierung nützt Edle Möglichkeiten, um 
Rechtsschutz zu ermöglichen.- Darüber hinaus möchte ich 
nichts sagen.“11 Die darin liegende Sympathiebekundung 
ist offensichtlich.

Inzwischen hat in dieser Hinsicht eine Eskalation statt­
gefunden. Der BRD-Bundesgerichtshof hat in mehreren 

* Entscheidungen den Menschenhändlerorganisationen prak­
tisch einen justitiellen Freibrief ausgestellt, indem er sog. 
Fluchthelferverträge als im Prinzip nicht sittenwidrig und 
dem Transitabkommen und den Rechtsvorschriften der 
BRD wie der DDR nicht widersprechend bezeichnete.12

Darüber hinaus wird vom Bundesgerichtshof ein juri­
stisches Argument bemüht, das den Kern des Problems 
nicht nur bewußt verdeckt, sondern zugleich auch die 
Tätigkeit der Menschenhändler und ihrer Organisationen 
in scheinbare Unabhängigkeit vom staatlichen Verhalten 
setzt. Es geht im Grunde von der Tatsache aus, daß der 
einzelne keine Völkerrechtssubjektivität besitzt und folg­
lich aus einem völkerrechtlichen Vertrag für ihn keine un­
mittelbar wirkenden Rechte und Pflichten erwachsen. In­
sofern trifft es durchaus zu, daß dEts Transitabkommen 
„ausschließlich Beziehungen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik 
(regelt), ohne Rechte und insbesondere Pflichten privater 
Personen zu begründen“. Aber primär geht es nicht darum, 
sondern um die unzweifelhaft begründete Pflicht des Ver­
tragspartners, alles — auch gegenüber seinen Bürgern — 
zu tun, damit dem Buchstaben und Sinn des Vertrags ge­
mäß gehandelt wird. Es ist im übrigen bemerkenswert, daß 
die Frage nach der Relevanz von Art. 25 des Grundge­
setzes überhaupt nicht gestellt wird. Danach sind die all­
gemeinen Regeln des Völkerrechts — zu ihnen zählt natür­
lich die Achtung der Souveränität anderer Staaten — 
Bestandteil des Bundesrechts, die „Rechte und Pflichten 
unmittelbar für die Bewohner des Bundesgebiets“ erzeu­
gen.

Die betonte Entgegensetzung von völkerrechtlicher und 
innerstaatlicher Rechtssphäre soll hier gerade dazu dienen, 
die Erfüllung einer völkerrechtlichen Pflicht in ihrer Sub­
stanz in Frage zu stellen. Der Bundesgerichtshof nimmt 
eine wesentliche Legitimation für sein Urteil unmittelbar 
aus der offiziellen Staatsangehörigkeitsdoktrin, wonach 
jeder Deutsche im Sinne des Grundgesetzes gemäß Art. 11 
des Grundgesetzes berechtigt sei, in das Rundesgebiet, 
d. h. „in das Hoheitsgebiet des Staates, dessen Staatsange­
höriger er ist“, einzureisen.

Staatssekretär de With erklärte auf eine Frage des 
Bundestagsabgeordneten Jäger (CDU/CSU-Fraktion): „Die 
Bundesregierung wird den höchstrichterlichen Urteilen 
gebührenden Respekt entgegenbringen.“ Er bekundete, daß 
die Entscheidungen des Bundesgerichtshofs nicht im 
Widerspruch zum Transitabkommen stünden, und verdeut­
lichte zugleich die Haltung der Bundesregierung zum Tran­
sitabkommen: „Aus Gründen der Fürsorgepflicht hält sich 
die Bundesregierung auch in Zukunft für verpflichtet, vor 
den Gefahren und Risiken zu warnen, denen sich Deutsche 
aus dem Bundesgebiet und Berlin (West) bei der Vorbe­
reitung und Durchführung von Fluchtmaßnahmen in der 
Deutschen Demokratischen Republik aussetzen.“19 Ein Be­
kenntnis der Bundesregierung zur Verpflichtung aüs 
Art. 17 des Transitabkommens, den Mißbrauch der Tran-


